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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie (EWG) des Rates zur 5. Änderung der Richtlinie des Rates 
vom 27. Juni 1967 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorchriften 
für die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung gefährlicher Stoffe. 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es ist notwendig, die Richtlinie des Rates vom 
27. Juni 1967 zur Angleichung der Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften für die Einstufung, Verpak- 
kung und Kennzeichnung gefährlicher Stoffe^), zu- 
letzt geändert durch die Richtlinie des Rates vom 
21. Mai 1973, zu ändern, da einige Bestimmungen 
über die Kennzeichnung und Verpackung gefähr- 
licher Stoffe genauer gefaßt und ergänzt werden 
müssen. Auf jeden Fall müssen diese Bestimmungen 
an diejenigen der Richtlinie vom 4. Juni 1973 zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten für die Einstufung, Verpackung und Kenn- 
zeichnung von Zubereitungen gefährlicher Stoffe 
(Lösemittel) angeglichen werden. 

Es sind die Abmessungen des Kennzeichnungs- 
schildes entsprechend dem Fassungsvermögen der 
Verpackung festzulegen. 

Außerdem ist es notwendig, eine Regelung zu 
treffen, die das Verhältnis zwischen der Kennzeich- 
nung für den Transport einerseits und der Kenn- 
zeichnung für das Inverkehrbringen und den Um- 


gang andererseits regelt, damit eine doppelte Kenn- 
zeichnung mit Symbolen unterschiedlicher Art ver- 
mieden wird. 

Ferner sind in der englischen Fassung der Richt- 
linien einige Berichtigungen vorzunehmen - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Richtlinie des Rates vom 27. Juni 1967 wird 
gemäß den nachstehenden Artikeln geändert. 


Artikel 2 

Im Artikel 6 Absatz 2 erhält der 1.' Halbsatz: „Auf 
jeder Verpackung eines gefährlichen Stoffes muß 
eine Kennzeichnung mit folgenden Angaben ange- 
bracht sein" folgende Fassung: „Auf jeder Ver- 
packung müssen folgende Angaben deutlich lesbar 
und unverwischbar angebracht sein." 


Artikel 3 

Artikel 7 erhält folgende Fassung: 

„(1) Befindet sich die in Artikel 6 vorgeschriebene 
Kennzeichnung auf einem Kennzeichnungsschild, so 
ist dieses auf einer oder mehreren Flächen der Ver- 
packung anzubringen, daß es waagerecht gelesen 
werden kann, wenn die Verpackung in üblicher 
Weise abgestellt wird. Für die Abmessungen des 
Kennzeichnungsschildes gelten folgende Formate: 
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Fassungsvermögen der Verpackung 


Format 


— bis 3 1 

— über 3 1, bis 50 1 

— über 50 1, bis 500 1 

— über 500 1 


möglichst 

mindestens 

mindestens 

mindestens 


52 X 74 mm 
74 X 105 mm 
105 X 148 mm 
148x210 mm 


Jedes Symbol muß mindestens ein Zehntel der Flä- 
che des Schildes einnehmen. Das Kennzeichnungs- 
schild muß mit seiner ganzen Oberfläche an der die 
Zubereitung unmittelbar enthaltenden Verpackung 
haften. 

(2) Ein Kennzeichnungschild ist nicht erforderlich, 
wenn die Kennzeichnung in der in Absatz 1 vorge- 
schriebenen Art und Weise auf der Verpackung 
selbst deutlich angebracht ist. 

(3) Die Mitgliedstaaten können das Inverkehrbrin- 
gen gefährlicher Stoffe in ihrem Hoheitsgebiet davon 
abhängig machen, daß die Kennzeichnung in der 
Landessprache oder in den Landessprachen abge- 
faßt ist, 

(4) Die in dieser Richtlinie festgelegten Anforde- 
rungen in bezug auf die Kennzeichnung gelten je- 
weils unter folgenden Voraussetzungen als erfüllt: 

a) Im Falle einer eine oder mehrere einheitliche 
Verpackungen umschließenden äußeren Verpak- 
kung: 

Wenn die äußere Verpackung eine Kennzeich- 
nung gemäß den internationalen Vorschriften für 
die Beförderung gefährlicher Stoffe trägt und die 
innere Verpackung oder die inneren Verpak- 
kungen mit einer Kennzeichnung entsprechend 
dieser Richtlinie versehen sind. 

b) Im Falle einer einzigen Verpackung: 

Wenn diese Verpackung eine Kennzeichnung 
trägt, die den internationalen Vorschriften für 


die Beförderung gefährlicher Stoffe und zusätz- 
lich Artikel 6 Absatz 2 Buchstaben a, b und d 
entspricht." 


Artikel 4 

Die englische Fassung wird wie folgt geändert: 

1. Es ist „highly" einzusetzen in: 

— Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe c für „easily", 
— Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe c für „very", 

— Anlage II für „easily" und 
— Anlage III bei R 22 und R 25 für „very". 

2. In der Anlage III bei R 23 und R 26 ist „highly" 
durch „extremely" zu ersetzen. 


Artikel 5 

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungs Vorschriften in Kraft, 
um dieser Richtlinie binnen sechs Monaten nach 
ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und setzen 
die Kommission hiervon unverzüglich in Kennt- 
nis. 

(2) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß der 
Kommission der Wortlaut der innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften übermittelt wird, die sie auf 
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet er- 
lassen. 


Artikel 6 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
13. August 1973 - 1/4 (IV/ 1 )-680 70-E- Sto 2/73. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 24. Juli 1973 dem Hertn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Der Rat hat am 27. Juni 1967 eine Richtlinie zur 
Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten für die Einstufung, Verpackung und Kennzeich- 
nung gefährlicher Stoffe erlassen^), zuletzt geändert 
durch die Richtlinie vom 21. Mai 1973. Diese Richt- 
linie hat allgemeinen Charakter; sie setzt fest, in 
welcher Weise und bis zu welchem Grad die An- 
gleichung der nationalen Rechtsvorschriften auf dem 
Gebiet der Einstufung, Verpackung und Kennzeich- 
nung gefährlicher Stoffe und Zubereitungen durch- 
geführt werden soll. 

Die genannte Richtlinie wurde durch die Richtlinie 
des Rates vom 4. Juni 1973 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für die Ein- 
stufung, Verpackung und Kennzeichnung von Zube- 
reitimgen gefährlicher Stoffe, die als Lösemittel 
verwendet werden, ergänzt. 

Da die Bestimmungen über die Kennzeichnung in 
diesen beiden Richtlinien verschieden sind, ist es 
nun notwendig, sie in Übereinstimmung zu bringen. 

Um eine doppelte Kennzeichnung mit Symbolen un- 
terschiedlicher Art zu vermeiden, soll nun auch das 
Verhältnis zwischen der Kennzeichnung für den 
Transport einerseits und der Kennzeichnung für das 
Inverkehrbringen und den Umgang andererseits ge- 
regelt werden. 

Der folgende Richtlinienvorschlag wird somit vor 
allem zwei Ziele des Vertrags von Rom verwirk- 
lichen, nämlich; 

— die Verbesserung des Schutzes von Leben und 
der Gesundheit der Bevölkerung, insbesondere 
derjenigen Personen, die beruflich gezwungen 
sind, mit gefährlichen Stoffen umzugehen; 

— die Sicherstellung des freien Warenverkehrs in- 
nerhalb der Europäischen Gemeinschaft. 

Der Richtlinienvorschlag ist wie die vorgenannten 
Richtlinien in der Optik der totalen Harmonisie- 
rung erstellt worden. 

Der Richtlinienvorschlag wurde nach Beratung durch 
eine Arbeitsgruppe ausgearbeitet,; die aus Sach- 
verständigen für Volksgesundheit, Hygiene und Ar- 
beitssicherheit besteht, sowie in enger Verbindung 


mit den Berufsorganisationen der Mitgliedstaaten 
der infragekommenden Industriezweige. 

In Anwendung von Artikel 100 Absatz 2 des Ver- 
trags ist eine Anhörung des Europäischen Parla- 
ments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses 
erforderlich, da die Durchführung dieser Richtlinie 
Änderungen der gesetzlichen Bestimmungen in den 
Mitgliedstaaten nach sich zieht. 


11. Erläuterungen zu den Artikeln 
Artikel 1 

Dieser Artikel verkündet die Befugnis für die Ände- 
rung der Richtlinie vom 27. Juni 1967. 

Ärtikel 2 

Die Bestimmung, daß die Ängaben auf dem Kenn- 
zeichnungsschild deutlich lesbar und unverwischbar 
sein müssen, war bisher im Ärtikel 7 der Richtlinie 
vom 27. Juni 1967 enthalten. Da der Ärtikel 7 jedoch 
neu gefaßt wird, ergibt sich eine Änderung des Är- 
tikels 6. 

Ärtikel 3 

Dieser Ärtikel legt genauere Bestimmungen über 
die Abmessungen des Kennzeichenschildes und über 
das Verhältnis zwischen der Kennzeichnung für den 
Transport einerseits und der Kennzeichnung für das 
Inverkehrbringen und den Umgang andererseits 
fest. Der Artikel entspricht ebenfalls den Bestim- 
mungen, die für die Lösemittel schon eingeführt 
worden sind. 

Artikel 4 

Er enthält einige Berichtigungen des englischen 
Textes. 

Artikel 5 und 6 

Diese Artikel sind allen Richtlinien gemeinsam. 
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